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Geleitwort 

Die Dissertation von Frau Dr. Karina Sopp setzt sich mit der überaus aktuellen umsatzsteuer-
lichen Problematik der Nachweispflichten und des Vertrauensschutzes bei der Bewirkung 
innergemeinschaftlicher Lieferungen auseinander. Die Aspekte der Nachweisführung und des 
Vertrauensschutzes nehmen vor allem für den innergemeinschaftlich liefernden Unternehmer 
eine zentrale Rolle ein, da sie die umsatzsteuerliche Behandlung der von ihm bewirkten Leis-
tungen maßgeblich beeinflussen und unter anderem über das Entstehen einer vermeidbaren 
finanziellen Belastung entscheiden. Schließlich hängt die für eine innergemeinschaftliche 
Lieferung grundsätzlich zu gewährende Steuerbefreiung von der Nachweisführung des Leis-
tenden bzw. der Anwendbarkeit der Vertrauensschutzregelung auf den speziellen Sachverhalt 
ab. Der Hintergrund immer weiter verschärfter Nachweispflichten liegt in Umgehungsgestal-
tungen, die auf einem Missbrauch des Vorsteuerabzugs beruhen, wobei insbesondere die sog. 
Karussellgeschäfte Aufsehen über die Fachöffentlichkeit hinaus erregt und Diskussionen über 

ein alternatives Umsatzsteuersystem im innergemeinschaftlichen Kontext ausgelöst haben. 

Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, die Nachweispflichten des innergemeinschaftlich 
liefernden Unternehmers unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung und der Auf-
fassung des Bundesministeriums der Finanzen dezidiert und fallabhängig darzulegen sowie 
den gegenüber der vormaligen Handhabung geänderten Anwendungsbereich der Vertrauens-
schutzregelung aufzudecken. Auf der Grundlage der so ermittelten Steuerwirkungen werden 
Gestaltungsempfehlungen an den Unternehmer abgeleitet, die dem Ziel einer möglichst ge-
ringen Umsatzsteuerbelastung genauso gerecht werden wie dem Anspruch, den administrati-
ven Aufwand, der mit der umsatzsteuerlichen Behandlung innergemeinschaftlicher Lieferun-
gen in Zusammenhang steht, so gering wie möglich zu halten. Aus den Ausführungen, welche 
die umsatzsteuerlichen Wirkungen und Gestaltungsfolgen im Zusammenhang mit den inner-
gemeinschaftlichen Lieferungen in Perfektion bis zu den letzten Details beinhalten, resultiert 
ein Ergebnis, das eine gewaltige steuerpolitische Folge hat, nämlich die Forderung nach Ein-
führung des Ursprungslandprinzips und damit einen kompletten Systemwechsel bei innerge-

meinschaftlichen Lieferungen. 

Nach einem ersten einleitenden Hauptkapitel wird ausführlich auf das Fundament der interna-
tionalen Umsatzbesteuerung im zweiten Hauptkapitel Bezug genommen, ehe der Handel in 
der Europäischen Union im dritten Hauptkapitel ausführlich thematisiert wird. Fast die Hälfte 
der Arbeit beschäftigt sich mit den Nachweispflichten und der Vertrauensschutzregelung 
beim innergemeinschaftlichen Handel im vierten Hauptkapitel, dem noch das fünfte Hauptka-

pitel mit den Schlussbemerkungen folgt. 

Insgesamt wird in der vorliegenden Arbeit ein äußerst aktuelles und komplexes betriebswirt-
schaftliches Problemfeld auf der Grundlage der steuerrechtlichen Rahmenbedingungen mit 
einer Analyse im klassischen Kontext der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre – einer Steu-
erwirkungs- und Steuergestaltungsanalyse sowie einer Steuerrechtsgestaltungsanalyse – in 
einer höchst innovativen Weise bearbeitet. In einem spezifischen Themengebiet wurde eine 



  

umfassende Analyse vorgenommen, die auf der einen Seite Handlungsempfehlungen für die 
Unternehmer generiert und auf der anderen Seite zum Ergebnis führt, dass das derzeitige Um-
satzsteuersystem im Binnenmarkt durch ein konsequentes Ursprungslandprinzip abzulösen 
ist. Die Vorgehensweise ist zwar von einer großen Detailfundiertheit geprägt, dies führt aber 
zu einer Fundamentalkritik am bestehenden System. Inhaltlich ist eine Pionierleistung im 
Kontext der Umsatzbesteuerung bei innergemeinschaftlichen Lieferungen zu attestieren. Trotz 
der vielen steuerrechtlich geprägten Details wird stets der Bezugsrahmen der Ausführungen 
ersichtlich. Dies liegt auch an der klaren und leserfreundlichen Darstellungsform. Die Arbeit 
von Frau Dr. Karina Sopp, die der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der 
Universität des Saarlandes als Dissertation vorgelegt und mit hervorragendem Ergebnis ange-

nommen wurde, verdient eine überaus große Verbreitung in Theorie und Praxis. 

 

Saarbrücken, im November 2009 Univ.-Prof. Dr. Heinz Kußmaul 
 



Vorwort 

Die vorliegende Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als Wissenschaftliche Mitarbeite-
rin am Betriebswirtschaftlichen Institut für Steuerlehre und Entrepreneurship, Lehrstuhl für 
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, insb. Betriebswirtschaftliche Steuerlehre, Institut für 
Existenzgründung/Mittelstand, an der Universität des Saarlandes in Saarbrücken. Sie wurde 
im Sommersemester 2009 von der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der 

Universität des Saarlandes als Dissertation angenommen. 

Mein ganz herzlicher Dank gilt meinem verehrten akademischen Lehrer und Erstgutachter, 
Herrn Univ.-Prof. Dr. Heinz Kußmaul, für die großzügige Unterstützung während meiner 
Tätigkeit als Wissenschaftliche Mitarbeiterin, das mir jederzeit entgegengebrachte Vertrauen 
sowie für die Betreuung meines Promotionsvorhabens. Herrn Univ.-Prof. Dr. Karlheinz Kü-
ting danke ich für die Übernahme des Zweitgutachtens. Bei Herrn Univ.-Prof. Dr. Hartmut 
Bieg bedanke ich mich für die Bereitschaft zur Übernahme des Vorsitzes des Disputations-

ausschusses und bei Herrn Dr. Jörg Königstorfer für die Übernahme des Beisitzes. 

Außerdem möchte ich mich bei meinen Kolleginen und Kollegen am Lehrstuhl für Betriebs-
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Auch gegenüber meinen Freunden fühle ich mich für die Begleitung während der Promoti-
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